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Liebe Mandanten und Freunde der Kanzleigruppe,

Vor einigen Tagen hat der Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck den aktuel-
len Gesetzentwurf für das Gebäudeenergiegesetz verkündet. Danach soll jede neu 
eingebaute Heizung ab dem 1.1.2024 mindestens 65 Prozent erneuerbare Energien 
nutzen. Das kommt einem Verbot des Einbaus von neuen Öl- oder Gasheizungen 
gleich und hat erwartungsgemäß viel Echo und vor allem auch Kritik provoziert. 
Zu diesem Zeitpunkt war dieser Kanzleibote schon im Layout und ich ahnte noch 
nicht, dass der überwiegende Teil der ausgewählten Beiträge so gut zum Thema 
passt.  

Wie so oft müssen sich gesetzliche Vorgaben letztlich an den Realitäten des Marktes 
messen. Eine ökologisch sinnvolle und zugleich über Jahre verschlafene Heizwende 
kann nicht vom Zaun gebrochen werden. Sie braucht zudem materielle und perso-
nelle Ressourcen, damit sie gelingen kann. Aufgabe der Politik ist es, für vernünftige 
Rahmenbedingungen zu sorgen und passende Anreize zu schaffen. Als mahnendes 
Beispiel ist mir da noch die Umweltprämie oder umgangssprachlich „Abwrackprä-
mie“ im Gedächtnis, deren Bilanz hinsichtlich ihrer Ziele leider mager ausfiel. Ich 
hoffe sehr, dass wir dies über die Heizwende nicht auch irgendwann sagen müssen.
 
Für viele weitere steuerliche Themen rund um Energie und Immobilien liefert die-
ser Kanzleibote einen guten Aufschlag. Ich wünsche Ihnen viel Freude beim Lesen 
und möchte Sie zugleich ermutigen, sich bei Fragen an Ihre persönlichen Ansprech-
partner zu wenden.
 

Mit herzlichen Grüßen

KANZLEIBOTE

Steuerfachangestellte/r

Steuerfachangestellte helfen Unternehmern,
ihre Firma steuerlich und wirtschaftlich gut zu führen
und sind dabei selbst absolut krisensicher beschäftigt.

RICHTIG GUT BERATEN

Lust auf diesen Job und ein 
Azubimeeting zum Kennenlernen?
Einfach den QR Code scannen, Termin vereinbaren 
oder direkt bewerben bei einer der größten 
Kanzleien Brandenburgs.

dr-knabe.de

Steuerfachangestellte/r und
Bachelor of Laws Steuerrecht

Mit einem doppelqualifizierenden Bildungsgang 
Steuerfachangestellte/r und Bachelor of Laws Steuerrecht 
kannst Du Ausbildung und Studium optimal verbinden.

Lust auf diese brandneue Kombination 
und ein Azubimeeting zum Kennenlernen?

dr-knabe.de

Einfach den QR Code scannen, Termin vereinbaren 
oder direkt bewerben bei einer der größten 
Kanzleien Brandenburgs.

KEIN ENTWEDER ODER
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Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde für nach 
dem 31.12.2022 fertiggestellte Wohngebäude die 
jährliche Abschreibung von 2 % auf 3 % der 
Anschaffungs- und Herstellungskosten erhöht.  
Als fertiggestellt gilt eine Wohnimmobilie, sobald 
die wesentlichen Bauarbeiten abgeschlossen sind 
und das Objekt bewohnbar ist. 
 
 

Sonderabschreibungen nach § 7b Einkommen-
steuergesetz/EStG wurden neben den bisherigen 
Voraussetzungen an neue Effizienzvorgaben in 
Sachen Energieeinsparung gekoppelt. Sonderab-
schreibungen können für Wohnungen, die in den 
Jahren 2023 bis 2026 hergestellt werden, in 
Anspruch genommen werden, wenn die Wohnun-
gen die Kriterien für ein Effizienzhaus 40 mit 
Nachhaltigkeitsklasse/Effizienzgebäude Stufe 40 
erfüllen. Für diese Wohnungen gelten höhere 
Höchstbeträge für die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten. Diese dürfen bis zu 4.800 
EUR je Quadratmeter betragen, um die Sonderab-

schreibung in Anspruch nehmen zu können. Die 
Sonderabschreibung beträgt unverändert jährlich 
5 % der maßgeblichen Bemessungsgrundlage.  
Die maximale Bemessungsgrundlage beträgt für 
Effizienzgebäude 2.500 EUR je Quadratmeter 
Wohnfläche. Für die sonstigen Wohnungen 
beträgt die maximale Bemessungsgrundlage 
unverändert 2.000 EUR. Darüber hinausgehende 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten können 
im Rahmen der Sonderabschreibungen nicht 
geltend gemacht werden.  

Weiterhin können Immobilieneigentümer eine 
höhere jährliche Regelabschreibung als die neu 
geltenden 3 % nach Gesetz erreichen, wenn der 
Nachweis für eine kürzere Nutzungsdauer des 
Immobilienobjektes als die sich nach Gesetz 
ergebenden 33 Jahre erbracht wird. Eine anfangs 
beabsichtigte Streichung dieser Möglichkeit 
wurde im Gesetzgebungsverfahren zum JStG 2022 
nicht umgesetzt.

Susann Hänsel
Steuerberaterin

Neuregelung ab 2023

Sonderabschreibungen § 7b EStG 

Abschreibung nach einer kürzeren  
Nutzungsdauer

Mit dem Jahressteuergesetz/JStG 2022, BGBl 2022 
I Seite 2294, wurden neue Rechtsgrundlagen für 
die Besteuerung der Gas-/Wärmepreisbremse nach 
dem Erdgas-Wärme-Soforthilfegesetz eingefügt 
(§§ 123 ff Einkommensteuergesetz/EStG). Gemäß 
§ 123 EStG sind die Leistungen den sonstigen 
Einkünften zuzuordnen, soweit sie nicht anderen 
Einkunftsarten zugehören.

Steuerpflichtig ist die Finanzhilfe für alle Steu-
erpflichtigen, die mit ihrem zu versteuernden 
Einkommen oberhalb der Milderungszone nach 
§ 124 EStG liegen. Die Milderungszone beginnt 
nach § 124 Abs. 2 EStG ab einem zu versteuernden 
Einkommen von 66.915 EUR und endet bei einem 
zu versteuernden Einkommen von 104.009 EUR. 
Bei Ehegatten, die zusammenveranlagt werden, 
beginnt die Milderungszone ab einem zu versteu-
ernden Einkommen von 133.830 EUR und endet 
bei einem zu versteuernden Einkommen von 
208.018 EUR. Im Bereich der Milderungszone ist 

nur der Bruchteil der Leistungen in die Steuer-
pflicht einzubeziehen, der sich als Differenz aus 
dem individuellen zu versteuernden Einkommen 
des Steuerpflichtigen und der Untergrenze der 
Milderungszone, dividiert durch die Breite der 
Milderungszone errechnet.

Bei der Berechnung des steuerpflichtigen Anteils 
der Soforthilfe muss also das zu versteuernde Ein-
kommen zunächst ohne die Entlastungen ermittelt 
werden. Erreicht das zu versteuernde Einkommen 
die Grenzen der Milderungszone, ist die Soforthil-
fe dem zu versteuernden Einkommen ganz oder 
teilweise hinzuzurechnen.

Neuregelungen aus dem JStG 2022 

Berechnung

Milderungszone

Mike Dembnicki
Steuerberater

40 %

VORAUSSETZUNG: 
EFFIZIENZHAUS-STANDARD 40
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Henning Rolfes
Steuerberater

Mit der sogenannten „Öffnungsklausel“ steht den 
Erben bzw. Erwerbern von Immobilienvermögen 
wie bisher die Möglichkeit des Nachweises eines 
niedrigeren Verkehrswertes mittels eines Sachver-
ständigengutachtens oder anderen geeigneten 
Beweismitteln offen (§ 198 BewG). Diese Option 
dürfte angesichts der neuen Reform der Grund-
stückswertermittlung künftig verstärkt genutzt 
werden. 

Die Finanzverwaltung hat die Möglichkeiten des 
Nachweises eines niedrigeren Verkehrswertes in  
R B 198 der Erbschaftsteuer-Richtlinien 2019 
näher bestimmt. Anerkannt werden „nachweisfä-
hige“ Gutachten des örtlich zuständigen Gutach-
terausschusses oder eines Sachverständigen für 
die Bewertung von Grundstücken. Grundsätzlich 
unterliegen Wertgutachten der Beweiswürdigung 
durch das Finanzamt.

Dem Erben/Erwerber obliegt stets die „Nachweis-
last“ für einen geringeren gemeinen Wert. An 
diese Beweisführung knüpft die Rechtsprechung 
hohe Anforderungen. Am einfachsten gelingt die 
Beweisführung mit einem vorhandenen geeigne-
ten Kaufpreis. Die Finanzverwaltung erkennt hier-
bei einen im gewöhnlichen Geschäftsverkehr (und 
nicht unter nahen Verwandten) innerhalb eines 
Jahres vor oder nach dem Bewertungsstichtag zu 
Stande gekommenen Kaufpreis über das zu 
bewertende Grundstück als Nachweis an. Selbst 
wenn ein Kaufpreis außerhalb dieses Zeitraums 
im gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu Stande 
gekommen ist und sich die maßgeblichen Verhält-
nisse hierfür gegenüber den Verhältnissen zum 
Bewertungsstichtag nicht geändert haben, kann 
auch dieser als Nachweis des niedrigeren gemei-
nen Werts dienen. Seitens der Finanzverwaltung 
bestehen „keine Bedenken, diesen Wert regelmä-
ßig ohne Wertkorrekturen als Grundbesitzwert 
festzustellen (R B 198 Abs. 4 ErbStR 2019).

Öffnungsklausel

Gutachten 

Nachweislast

STEUERERMÄSSIGUNGEN
FÜR ENERGETISCHE 

SANIERUNGSMASSNAHMEN

Die Vorschrift des § 35c Einkommensteuergesetz/
EStG regelt eine in Form einer Steuererstattung 
auf Antrag progressionsunabhängige Förderung 
von Aufwendungen für energetische Sanierungs-
maßnahmen an zu eigenen Wohnzwecken genutz-
ten Gebäuden. Für geförderte Aufwendungen 
können Steuererstattungen in Anspruch 
genommen werden in Höhe von je 7 % 
der Aufwendungen, höchstens je 14.000 
EUR im Kalenderjahr der Sanie-
rungsmaßnahme und im darauffol-
genden Kalenderjahr. In dem der 
Sanierungsmaßnahme folgenden 
dritten Jahr, mindert sich die Ein-
kommensteuer um 6 % der Aufwen-
dungen bzw. maximal 12.000 EUR.

Der Bundesrat hat zum Ende des vergangenen 
Jahres der Zweiten Verordnung zur Änderung der 
Energetische Sanierungsmaßnahmen-Verordnung 
zugestimmt. Zu den wesentlichen Änderungen 

zählte die Einstellung der Förderung für gasbetrie-
bene Wärmepumpen, Gasbrennwerttechnik und 
Gas-Hybrid-Heizungen. Darüber hinaus wurden 
die Anforderungen an Gebäude- und Wärmenetze 
an die entsprechenden Förderbedingungen ange-
passt. Die übrigen im Gesetz genannten energeti-
schen Maßnahmen, insbesondere die Energiebera-
tung, gelten unverändert.

Energetische Sanierungen

Änderung der Verordnung

Florian Sprenger
Steuerberater

SACHVERSTÄNDIGEN-
GUTACHTEN
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05 PHOTOVOLTAIKANLAGEN:  
BESTEUERUNG 2023

Manuel 
Finder-Schümann

Steuerberater

Photovoltaikanlagen mit einer Bruttoleistung bis 30 Kilowatt ab 2023 steuerfrei

Einnahmen aus dem Verkauf des mit einer 
Photovoltaikanlage erzeugten Stromes an den 
örtlichen Netzbetreiber stellen Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb dar (§ 15 Einkommensteuerge-
setz/EStG). Darüber hinaus fällt mit dem Betrei-
ben einer größeren Photovoltaikanlage auch 
Umsatzsteuer an, soweit der Betreiber nicht unter 
die Kleinunternehmerregelung fällt (Umsatz im 
vorherigen Jahr nicht mehr als 22.000 EUR und 
im laufenden Kalenderjahr keine höheren 
Umsätze als 50.000 EUR, vgl. § 19 Abs. 1 Umsatz-
steuergesetz/UStG). Betreiber größerer Anlagen 
müssen darüber hinaus auch eine Gewerbesteuer-
erklärung abgeben, sofern der Gewerbeertrag den 
Freibetrag von 24.500 EUR im Jahr überschreitet.

Die Finanzverwaltung räumte Betreibern kleine-
rer Anlagen bislang auf Antrag einen Verzicht auf 
die steuerliche Erfassung ein. Damit konnten 

kleine Anlagen von der Besteuerung ausgenom-
men werden, die Anschaffungskosten waren dafür 
aber nicht abschreibbar. Möglich war dies bei 
Anlagen bis zu 10 Kilowatt (vgl. BMF-Schreiben 
vom 29.10.2021). Mit dem Jahressteuergesetz 2022 
wurde mit § 3 Nr. 72 EStG i.d.F. JStG 2022 eine 
gesetzliche Steuerbefreiung für Photovoltaikanla-
gen mit einer Bruttoleistung von bis zu 30 
Kilowatt geschaffen.

Photovoltaikanlagen auf Einfamilienhäu-
sern oder nicht Wohnzwecken dienenden 
Gebäuden sind ab 2023 steuerfrei, wenn die 
Bruttoleistung 30 Kilowatt nicht über-
schreitet. Anlagen auf oder an sonstigen 
Gebäuden (Mischgebäuden 2) sind 
steuerfrei, sofern die installierte Brutto-
leistung 15 Kilowatt pro Wohn- oder 
Gewerbeeinheit nicht überschreitet. Die 
Werte gelten für jede einzelne Anlage. 
Für mehrere Anlagen gilt eine maximale 
Grenze von 100 Kilowatt. Die 100-kW- 
Grenze gilt pro Steuerpflichtigen oder 

Photovoltaikanlagen 

Neuregelungen im JStG 2022

Neuregelung im Einzelnen

pro Mitunternehmerschaft. Die Steuerbefreiung 
gilt unabhängig von der Art der Verwendung des 
erzeugten Stromes. Die Steuerbefreiung gilt auch, 
wenn der Strom vollständig an den Netzbetreiber 

verkauft oder zum Aufladen eines betrieblich 
genutzten E-Autos verwendet wird. Die Neurege-
lungen gelten unabhängig vom Zeitpunkt der 
Errichtung der Anlage.

KANZLEIBOTE
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07KAUFPREISAUFTEILUNG BEI  
IMMOBILIENKÄUFEN

Finanzverwaltung setzt mit neuem Aufteilungsrechner die  
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs um

Für den Kauf einer Bestandsimmobilie wird im 
Regelfall ein Gesamtkaufpreis vereinbart, der 
sich sowohl aus dem Grundstücks- als auch dem 
Gebäudeanteil zusammensetzt. Werden mit dem 
betreffenden Objekt Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung erzielt oder wird die Immobi-
lie betrieblich genutzt, soll der Gebäudeanteil im 
Regelfall abgeschrieben werden. 

Die exakte Ermittlung des abschreibbaren Gebäu-
deteils vom Gesamtkaufpreis konnte bislang nach 
der Restwertmethode (Gesamtkaufpreis abzüglich 
Grundstückswert) erfolgen. Nach der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung ist ein Gesamtkaufpreis 
für ein bebautes Grundstück allerdings nach dem 
Verhältnis der Verkehrswerte oder Teilwerte auf 
den Grund und Boden einerseits sowie das Gebäu-
de andererseits aufzuteilen (vgl. BFH-Urteil vom 
10.10.2000, IX R 86/97, BStBl II 2001, 183).

Die anzuwendenden Bewertungsverfahren für 
Grund und Boden und für Gebäude gleichen 
denen für die Erbschaft- und Schenkungsteuer. Im 
Einzelnen handelt es sich um das Vergleichswert-
verfahren, das Sachwertverfahren und das Ertrags-
wertverfahren. Der Wert des Grund und Bodens 
wird durch Multiplikation der Grundstücksgröße 
mit den Bodenrichtwerten ermittelt.

Problemstellung Bewertungsverfahren

BFH-Rechtsprechung

Melanie Held
Steuerberaterin

CO2-STEUER06

Im Brennstoffemissionshandelsgesetz/BEHG ist 
festgelegt, dass, wer Kohlendioxid/CO2 ausstößt, 
eine Abgabe zahlen muss. Betroffen sind neben 
der Industrie auch Immobilieneigentümer. Aus-
genommen sind sogenannte KfW-Effizienzhäuser 
55 oder besser.

Bisher zahlten die CO2-Abgabe ausschließlich die 
Mieter. Seit dem 1. Januar müssen sich auch Ver-
mieter an den Kosten beteiligen. Dabei gilt nicht 
etwa die vereinfachte Regelung 50:50. Vielmehr 
sieht das Gesetz ein Stufenmodell vor. Zur Be-
rechnung der zutreffenden Stufe bzw. Aufteilungs-
quote sollten Vermieter zur Vorbereitung der 
Heizkostenabrechnung für 2023 im Lauf des 
Jahres folgende Daten vom Brennstofflieferanten 
erfragen: Brennstoffemissionen des gelieferten 
Brennstoffs, Kohlendioxidkosten nach dem 
BEHG, Emissionsfaktor des Brennstoffs und  
Energiegehalt der gelieferten Brennstoffmenge.

CO2-Abgabe

Neuregelung ab 2023

Alexander Thiede
Steuerfachwirt, 

Bilanzbuchhalter

Gerne sind wir Ihnen hier bei Bedarf bei 
der Bewertung und Kaufpreisaufteilung 
behilflich. Sprechen Sie uns an. 

Per Mail:
> mail@dr-knabe.de 

Telefonisch unter: 
> 0331.201 219 0 

oder direkt über Ihren Ansprechpartner.
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INSOLVENZGELDUMLAGE 202308

Mit der gesetzlich vorgeschriebenen Insolvenz-
geldumlage sichert der Gesetzgeber die Entgel-
tansprüche von Arbeitnehmern im Fall einer 
Insolvenz des Arbeitgebers. Die Umlage ist grund-
sätzlich von allen Arbeitgebern zu zahlen. 
Ausnahme: öffentlich-rechtliche Arbeitgeber, die 
nicht insolvent werden können. Es gibt keine 
Mindestgröße für das Unternehmen bzw. keine 
Befreiungen für Kleinunternehmer. Bemessungs-
grundlage ist das laufende und einmalige Arbeits-
entgelt, von dem Beiträge an die gesetzliche 
Rentenversicherung abzuführen sind. Die Insol-
venzgeldumlage fällt auch für Minijobber an.  
 
 

Mit der Insolvenzgeldumlagesatzverordnung 2023 
wurde der Umlagesatz von 0,09 % auf 0,06 % 
gesenkt.

Insolvenzgeldumlage

Neuregelung ab 2023

Ingmar Böhm
Leiter Lohnbuchhaltung

09AUFBEWAHRUNGSFRISTEN 
2022/2023

Welche Belege und sonstige Unterlagen zum 31.12.2022 vernichtet werden können

Gewerbetreibende, bilanzierungspflichtige Un-
ternehmer oder selbstständig Tätige müssen u. 
a. Bücher, Bilanzen, Inventare, Jahresabschlüsse, 
Lageberichte, Buchungsbelege mindestens zehn 
Jahre aufbewahren. Empfangene und abgesende-
te Handels- und Geschäftsbriefe sowie sonstige 
Unterlagen, soweit sie steuerlich von Bedeutung 
sind, müssen mindestens sechs Jahre aufbewahrt 
werden. Die Aufbewahrungsfrist beginnt jeweils 
mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die 
letzte Eintragung im Buch gemacht worden ist oder 
der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder 
abgesandt worden ist, oder – bei Bilanzen – mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Jahresab-
schluss fest- bzw. aufgestellt wurde (§ 147 Abs. 4 
der Abgabenordnung). 

Zum Jahreswechsel können Handelsbücher, Inven-
tare, Bilanzen und sämtliche Buchungsbelege aus 
dem Jahr 2012 vernichtet werden. Voraussetzung 

ist, dass in diesen Dokumenten der letzte Eintrag 
im Jahr 2012 erfolgt ist. Handels- oder Geschäfts-
briefe, die in 2016 empfangen oder abgesandt 
wurden sowie andere aufbewahrungspflichtige 
Unterlagen aus dem Jahr 2016 und früher können 
ebenfalls vernichtet werden.

Eine allgemeine Aufbewahrungspflicht besteht 
unabhängig vom Verstreichen der Aufbewahrungs-
frist, wenn die Dokumente für die Besteuerung 
weiterhin von Bedeutung sind. Lieferscheine 
müssen nur dann aufbewahrt werden, wenn sie 
einen Buchungsbeleg oder Rechnungsbestandteil 
darstellen.

Aufbewahrungsfristen

Ausnahme

Ablauf der Aufbewahrungsfrist zum 
31.12.2022

Ralph Mlodzian
Bilanzbuchhalter

Beitragssatz für Insolvenzgeldversicherung sinkt in 2023

0,06%

0,09%
SENKUNG DES UMLAGE- 

SATZES VON

AUF

Belege
aus 2012
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10 ARBEITSZIMMER UND  
HOMEOFFICE-PAUSCHALE 2023
Neue Werbungskostenpauschale für Arbeitszimmer erspart Steuerpflichtigen 
Nachweis der Aufwendungen

Steuerpflichtige können Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer bis zu 1.260 EUR pro 
Kalenderjahr steuerlich geltend machen, wenn für 
diese konkrete Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht (§ 4 Abs. 5 Buchst. 6b 
Einkommensteuergesetz/EStG). Die Aufwendun-
gen mussten bislang im Einzelnen nachgewiesen 
werden. Nach der Neuregelung im Jahressteuerge-
setz 2022 wurde der Höchstbetrag für Aufwen-
dungen in eine Jahrespauschale umgewandelt. Ein 
Nachweis für Aufwendungen entfällt. Ein unbe-
schränkter Abzug von Arbeitszimmeraufwendun-
gen bleibt wie bisher nur solchen Steuerpflichti-
gen vorbehalten, bei denen der sogenannte 
Mittelpunktfall vorliegt. Das heißt, das Arbeits-
zimmer bildet den Mittelpunkt für die gesamte 
betriebliche und berufliche Tätigkeit.

Die Geltendmachung einer Homeoffice-Pauschale 
wurde durch das Jahressteuergesetz 2022 erleich-

tert. Der jährliche Maximalbetrag für 
die Homeoffice-Pauschale wurde von 
600 EUR auf 1.260 EUR angehoben. 
Der tägliche Pauschbetrag in Höhe von 
6 EUR kann ab 2023 bereits dann 
geltend gemacht werden, wenn die 
Tätigkeit überwiegend (bisher „aus-
schließlich“ § 4 Abs. 5 Nr. 6b Satz 4 
EStG a. F.) in der häuslichen Wohnung 
ausgeübt wird. Im Ergebnis muss der 
Arbeitnehmer somit nicht mehr den 
ganzen Tag zu Hause arbeiten, um die 
Homeoffice-Pauschale geltend machen 
zu können. Es können darüber hinaus 
für denselben Tag die Entfernungspau-
schale oder Reisekosten geltend gemacht 
werden. Bei doppelter Haushaltsführung kommt 
die Homeoffice-Pauschale nicht mehr zum 
Ansatz. Aufwendungen für Arbeitsmittel und 
Internetkosten usw. können darüber hinaus 
gesondert geltend gemacht werden.

Arbeitszimmer 

Homeoffice-Pauschale

Tim Fietz
Dipl.-Finanzwirt (FH)
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11FREISTELLUNGSAUFTRÄGE
 PRÜFEN

Es gibt wieder Zinsen - wie Kapitalanleger ihre  
Zinserträge steuerlich optimieren können

Kapitalanlagen werden mit einer Kapitalertrag-
steuer – Abgeltungsteuer genannt – von 25 Prozent 
zzgl. Solidaritätszuschlag belegt. Eine Einkom-
mensteuererklärung für Kapitaleinkünfte ist im 
Regelfall nicht notwendig, da die depotführende 
Bank die Steuern berechnet und abführt. 

Kapitalanleger sollten außerdem zum Jahreswech-
sel bestehende Freistellungsaufträge anpassen. Der 
Sparer-Pauschbetrag erhöhte sich zum 1. Januar 
von 801 EUR auf 1.000 EUR (bei Zusammenver-
anlagung 2.000 EUR). Der Sparer-Pauschbetrag 
kann auf mehrere Banken/Depots verteilt werden. 
In Summe dürfen die erteilten Freistellungsbeträge 
den Sparer-Pauschbetrag nicht überschreiten.

Abgeltungsteuer

Freistellungsaufträge prüfen/ändern

Fiona Rech
Steuerfachangestellte
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